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Heber das Keichsraths- Wahlrecht der „geiſtlichen 
Nutznießer“ in Zber-Beſterreich “). 


Zur Löſung der ſo ſchwierigen Frage, ob den geiſtlichen Nutz⸗ 
nießern das Wahlrecht zuftehe oder nicht, kann man einen doppelten 
Weg einſchlagen. Man kann die geiſtlichen Nutznießer zunächſt als 
Repräſentanten, als Vertreter jener juriſtiſchen Perſon betrachten, 
welche der Eigenthümer des betreffenden Kirchengutes iſt. Die Argu⸗ 
mentation auf dieſem Standpunkte iſt eine ſehr einfache: Wenn dieſe 
juriſtiſche Perfon, welche Eigenthümer des Kirchengutes iſt, das Wahl⸗ 
recht nicht hat, So kann es natürlich auch von den geiſtlichen Nutz— 
nießern, als deren Repräſentanten und Vertretern, nicht ausgeübt 
werden. Nun tft die weitere Argumentation wie folgt: Dieſe juriſti⸗ 
ſche Perſon, die Eigenthümer des Vermögens iſt, iſt eine Stiftung; 
Stiftungen aber haben nach § 13 der Reichsraths⸗Wahlordnung nur 
dann ein Wahlrecht, wenn es ihnen in der Landtags⸗Wahlordnung 
zugeſtanden iſt; im § 11 der oberöſterreichiſcheu Landtags-Wahlord— 
nung iſt ihnen aber ein ſolches Recht nicht ausdrücklich eingeräumt, 
folglich haben dieſe juriſtiſchen Perſonen auch kein Wahlrecht und dem— 
nach kann es auch von ihren Repräſentanten und Vertretern, den geiſt— 
lichen Nutznießern, nicht ausgeübt werden. 

Nun, fo einfach dieſe Argumentation ſcheint, fo ſehr verwickelt 
man ſich auf dieſem Standpunkte in Schwierigkeiten, die, wie ich 
glaube, ſaſt unlösbarer Art find. In erſter Linie müßte man doch 
mit einer gewiſſen Sicherheit ſagen können: Wer ift denn der Eigen- 
thümer des Kirchengutes, wer iſt denn Subject des Kirchenvermögens? 
Bekanntlich iſt die Frage eine der allerbeſtrittenſten. Wen hat man 
nicht ſchon Alles als das Subject des Kirchenvermögens angeſehen! 


1 ) Nach den Darlegungen der Rede des Miniſters Dr. Unger, gehalten 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 18. December 1874. 


Gott, Chriſtus, die Apoſtel, die Heiligen, den Papſt, die Armen der 


Kirchengemeinde, die confeſſionelle Gemeinde, den Staat, die politiſche 
Gemeinde! Wenn ich nun gerne zugeben will, daß heutzutage die 
ganze Streitfrage ſich hauptſächlich um die Frage dreht, ob die Unt- 
verſalkirche, die Geſammtkirche oder die einzelnen Kirchen Eigenthümer 
des betreffenden Kirchengutes ſeien, fo kommt man von dieſem Stand— 
punkte aus von der Scylla in die Charybdis man geräth in neue, 
wie mir ſcheint, unlösbare Schwierigkeiten. 

Ich ſage, man kommt in folgende neue Schwierigkeiten: In 
welche Claſſe der juriſtiſchen Perſonen will man dieſe einzelnen 
Kirchen, von denen ich zugebe, daß ſie das Subject des Kirchengutes 
ſind, ſtellen? Manche behaupten — und dafür möchte ich keinen Geringeren 
als Savignyanführen — daß die individuelle Kirchengemeinde, die Geſammt⸗ 
heit aller Mitglieder der Pfarre, die Geſammtheit aller Diöceſanen, 
alſo eine Corporation, der Eigenthümer der Kirchengüter ſei. Dann 
hätte man es alſo mit einer Corporation zu thun, alſo mit einer 
nach der Reichsraths⸗Wahlordnung unzweifelhaft wahlberechtigten juri— 
ſtiſchen Perſon. Oder ſollen wir annehmen, daß das Subject des 
Kirchenvermögens eine Anſtalt, eine Stiftung im techniſchen Sinne 
ſei? Dafür könnte man ſich mit einem gewiſſen Scheine von Berech— 
tigung auf einen Paragraph des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches berufen, es iſt der § 646 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches, wo gelegentlich von Anſtalten geſprochen wird und unter 
welchen auch die geiſtlichen Pfründen erwähnt werden. Allein eine 
neue Schwierigkeit — auch „die Anſtalt“ iſt ein vieldeutiger Ausdruck. 
Der Ausdruck „Anſtalt“ bedeutet nicht ſelten Einrichtungen, welche 
ganz gewiß auf einer corporativen oder geſellſchaftlichen Baſis beruhen. 
Ich will hierzu ein Beiſpiel aus dem praktiſchen Leben geben: die 
Creditanſtalt, iſt fie nicht eine Geſellſchaft, eine Corporation? Und 
nichtsdeſtoweniger wird fie Anſtalt genannt. Wer hat nicht von einer 
wechſelſettigen Brandſchadenverſicherungsanſtalt gehört? Wer weiß 
nicht, daß dies ein geſellſchaftlicher Verband und nicht eine Anſtalt in 
dem Sinne iſt, wie ſie die Gegner des Majoritätsantrages im Auge 
haben? Ich will weiter gehen, das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
ſpricht in der Marginalrubrik zum § 1287 geradezu von gefell- 
ſchaftlichen Verſorgungs anſtalten; hier treffen nun beide Aus⸗ 
drücke zuſammen, „Geſellſchaft“ und „Anſtalt“. 

Ich wollte damit nur gezeigt haben, daß ſelbſt wenn man ſich 
auf den Ausdruck „Anſtalt“ ſteift, die Sache nicht ſo glatt abgethan 
iſt. Am Ende ſollte man vielleicht ſo weit gehen, wie jene Claſſe auch 
ſehr reſpectabler Schriftſteller, die da meinen, daß eine juriſtiſche Perſon 
ſowohl in dieſer als in jener Geſtalt auftreten könne, daß die juriſtiſche 
Perſon ſowohl als Corporation als als Anſtalt, zugleich als das Eine 
und das Andere aufgefaßt werden könne. Auch dafür werde ich Ihnen 
einen Beleg aus dem praktiſchen Leben bringen. Wir faſſen alle den 
Staat bald als Corporation auf, bald als Anſtalt; wir ſprechen Alle 
von einer Univerſität, bald als Corporation, bald als Anſtalt; ein 
und dieſelbe juriſtiſche Perſon kann demnach Corporation und Anſtalt 
zugleich ſein, und man käme dann zur Anſicht, daß die juriſtiſche 


Perſon generis utriusque iſt, alſo eine Art juriſtiſcher Hermaphrodit, 
der zu gleicher Zeit das Wahlrecht hätte als Corporation, zu gleicher 
Zeit wieder als Anſtalt es nicht hätte. Wie kommt mau aus allen 
dieſen Schwierigkeiten heraus? Ich will dieſen Standpunkt, auf dem, 
wie geſagt, die Frage nach meiner Ueberzeugung überhaupt nicht, 
oder doch nicht befriedigend gelöst werden kann, nicht bis zu Ende 
führen. 


glaube, mit mehr Grund und vielleicht mit mehr Erfolg es ſich dar— 
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Es gibt einen anderen Standpunkt, von dem aus, wie 4 


thun läßt, daß den geiſtlichen Nugntehern das Wahlrecht zuſteht. Ich 


glaube nämlich, daß den geiſtlichen Nutznießern in eigener Perſon und 
kraft eigenen Rechtes als Ausfluß und Conſequenz des ihnen an den 
Beneficialgütern zuſtehenden Rechtes auch das Wahlrecht gebührt. 

Die Frage, um die ſich Alles dreht, tit kurz folgende: Welches 
iſt die rechtliche Stellung der geiſtlichen Nutznießer? Was iſt die 
Natur, der Inhalt und der Umfang ihres Rechtes? 
rechtliche Stellung des geiſtlichen Nutznießers, kennt man den Rechts⸗ 
kreis, in deſſen Mittelpunkt er ſteht, dann iſt die Frage leicht zu 
löſen, ob das Wahlrecht in dieſe Peripherie hineinfällt, oder ob es 
draußen bleibt. 

Wenn in der That, worauf der Name hinzuweiſen ſcheint der 
hier überhaupt eine ſehr trügeriſche Rolle geſpielt zu haben ſcheint, 
die ſogenannten geiftlichen Nutznießer wirklich bloß das find, was ihr 
Name bedeutet, wenn fie Usufructuarü im wahren und techniſchen 
Sinne des Wortes find, wenn ſie wirklich nichts Anderes als geiſtliche 
Nutznießer ſind, dann verſteht es ſich ganz von ſelbſt, daß ihnen das 
Wahlrecht nicht zuſtehen kann, und zwar aus folgenden Gründen: 
Der Nutznießer in dieſem Sinne ſteht der Sache vollkommen fremd 
gegenüber; er hat keinerlei Recht über die Subſtanz der Sache; er 
kann die Bewirthſchaftungsart der Sache nicht verändern; er darf aus 
einem Acker keine Wieſe machen; er darf keine Servitut auf das 
Grundſtück legen; er kann in keiner Beziehung als Kläger oder Ge- 
klagter in Anſehung des Grundſtückes betrachtet werden; er hat kein 
noch fo beſchränktes und verclauſulirtes Veräußerungs⸗ und Belaſtungs⸗ 
recht und kann auch von den mit dem Grundſtücke verbundenen Rechten 
nur jene ausüben, welche ſich auf die wirthſchaftliche Benügung und 
die ökonomiſche Ertragefähigkeit des Gutes beziehen wie die Real⸗ 
ſervituten. Allein alle anderen mit den Grundſtücken verbundenen 
Rechte darf er nicht ausüben, und es iſt nicht der geringſte Zweifel, 
daß der Nutzuießer das mit ſolchen Gütern verbundene Patronats- 
und Präſentationsrecht nicht ausüben darf. 

Ließe ſich nun zeigen, und meiner Meinung nach läßt es ſich 
bis zur Evidenz zeigen, daß das Recht der ſogenannten geiſtlichen 
Nutznießer ein weit über die Grenzen des gewöhnlichen Uſufructus 
binausgehendes und bis an das Eigenthum hinameichendes Recht iſt, 
läßt es ſich zeigen, daß der Beneficiat Alles das darf, was der Nutz⸗ 
nießer nicht darf, nun, dann wird man ſich wohl der Conſequenz 
nicht entziehen können, ihm auch das Wahlrecht ebenſo zuzuſprechen, 
wie man es dem techniſchen Nutznießer abſpricht. 

Den Schlüſſel zur Erkenntniß dieſer rechtlichen Stellung des 
Beneficiaten bildet die Geſchichte des Urſprunges und der Entſtehung 
der geiſtlichen Beneficien, und im Grunde ſchon der zur Bezeichnung 
dieſes Rechtsverhältniſſes gewählte Ausdruck „Beneficium“. Denn ein 
Beneficium bedeutet in der lateiniſchen Amts⸗ und Rechtsſprache des 
Mittelalters ein „Lehen“, ja der urſprüngliche Ausdruck für Lehen 
iſt gerade „Beneficium“, und erſt ſpäterhin kommt der Name „Feu⸗ 
dum“ auf. In den Rechtsquellen des Mittelalters werden die Aus⸗ 
drucke „Feudum“ und „Beneficium“ abwechſelnd gebraucht. Die Le⸗ 
hensſache ſelbſt wird die res beneficiata, res beneficiaria u. ſ. w. 


Kennt man die 


genannt. Es war im Jahre 1157, da gerieth Papſt Hadrian mit 
dem Kaiser Friedrich dem Rothbart in beftigen Streit, weil der Papſt 
in einem Briefe, worin er ſich über gewiſſe Acte des Kaiſers be⸗ 
klagte, dem Kaiſer Undankbarkeit vorwarf, dem Kaiſer, der doch ſo 
viele beneficia, wie es im lateiniſchen Briefe hieß, von der Kirche 
empfangen habe. Darüber entſtand Aufruhr auf dem glänzenden 
Reichstage zu Beſaugon: Der Papſt ſpreche von einem Benefictum, 
hiernach wäre das Reich der Kirche lehenspflichtig; das erkenne das 
Deutſche Reich nun und nimmermehr au. Nach Jahr und Tag trat 
der Papſt einen Schritt zurück und erklärte, daß der Ausdruck Bene⸗ 
ficium im gewöhnlichen, vulgären Sinne des Wortes gemeint ſei, 
wonach er fo viel als „ 


Sinne von Lehen, wie man ihn ſonſt verſtehe, gemeint ſei. Benefi- 
cium est bonum factum, non feudum. 

Denſelben techniſchen Ausdruck „Beneficium“ finden wir nun 
bei jenem Rechtsverhältniſſe wieder, das heute der Gegenſtand einer 
ſo lebhaften Erörterung iſt. Die geiſtlichen Beneficien, welche unge— 
fähr ſeit dem ſechsten Jahrhunderte an die Stelle der früher üblichen 
Vertheilung der geiſtlichen Einkünfte in drei oder vier Theile traten, 
find nach dem Vorbilde der weltlichen Beneficien gebildet und er- 
richtet und wurden zu allen Zeiten nach den Regeln des Lehenrechtes 
beurtheilt. Geiſtliche Beneficien find alſo im Grunde nichts Anderes 
als ein ſpecieller Zweig des allgmeinen Lehenrechtsinſtitutes, und der 
Beneftciat befindet ſich analog in der rechtlichen Stellung eines 
Vafallen. Darauf kommt nach meiner Meinung Alles an. Dieter das 
rallelismus in der rechtlichen Entwicklung des geiſtlichen und weltlichen 
Beueficialweſens, dieſe durchgreifende Analogie zwiſchen der rechtlichen 
Stellung des Beneficiaten und des Vaſallen, ſo daß alſo der Bene— 
ficiat nicht fo wie der gewöhnliche Nutznießer zu behandeln iſt, iſt 
von allen Canoniſten zu allen Zeiten anerkannt worden. 

Seitdem jener berühmte belgiſche Canoniſt van Eſpen, feinen 
berühmten Tractat über die Stellung des Beneficiaten ſchrieb, ſeit 
dieſer Zeit iſt, wie geſagt, in der ganzen canoniſtiſchen Literatur dar⸗ 
über vollſtändige Einigkeit und ich kann Ihnen neben Phillipps, 
namentlich Schulte nennen, der in feinem Lehrbuche und Syſtem 
dieſen Parallelismus zwiſchen Beneficigten und Vaſallen mit Be- 
ſtimmtheit hervorhebt. 

Aber mehr als das. Ich hebe hervor, daß es auch öſterreichiſche 
Schriftſteller gibt, die das Rechtsverhältuniß mit aller Beſtimmtheit 
charakteriſirt haben. Niemand hat ſo klar, ſo bündig, ſo einfach, ſo 
beſtimmt die ganze geſchichtliche Entwicklung des Beneficialweſens und den 
Parallelismus zwiſchen Beneficiatenthum und Vaſalleuthum dargeſtellt, als 
der ehrwürdige Dolliner, der in feinem im Jahre 1822 geſchrie⸗ 
benen Werke über die Entſtehung und Umänderung der Beneficien 
dieſen Entwicklungsgang dargeſtellt hat. Ihm tft ein anderer Schrift- 
ſteller gefolgt, Helfert, Profeſſor in Prag, der in ſeiner Abhandlung 
über das Kirchenvermögen ausdrücklich erklärt hat, daß die geiſtlichen 
Pfründen den weltlichen Lehen nachgebildet und nach gleichem Rechte 
wie die weltlichen zu beurtheilen find. Und das iſt ja auch klar. So⸗ 
wie den Kriegern, den milites principis, für die zu leiſtenden Kriegs⸗ 
dienſte ein Gut zum Genuſſe verliehen wurde, ſo wurde den Geiſt⸗ 
lichen, als den milites ecclesiae, wie man ſie nannte und zum 
Theile noch nennt, als Unterhalt für die Dienſte, die ſie der Kirche 
zu leiſten haben, als Lohn für das Kirchenamt, das ſie zu verſehen 
haben, ebenfalls ein Gut verliehen; jenes iſt ein beneficium milıtare, 
eine Kriegspfründe, dieſes ein beneficium ecclesiasticum, eine 
Kirchenpfründe Bei beiden findet auch heute noch eine Inveſtitur ſtatt, 
und daraus erklärt ſich, daß der hohe Reichsrath ſelbſt in dem Ge⸗ 
ſetze vom 7. Mai 1874 jenes Inſtitut der Jnveſtitur und der In⸗ 
ſtallation bei geiſtlichen Pfründen beibehalten hat, wovon nie die Rede 
hätte ſein können, wenn fie bloß Nutzuießer wären, da ja bei Rutz⸗ 
nießern eine Inveſtitur nicht ſtattfindet. 

Was endlich die Bezeichnung anbelangt, fo iſt allerdings an 
Stelle des Namens „Beneficium“ bei weltlichen Beneficien der Name 
„Feudum“ getreten; aber ich bemerke, daß derſelbe Ausdruck Feudum 


auch bei geiſtlichen Beneficien gebraucht wird, nämlich feudum paro- 


chiale, Pfarrlehen. 

Ich glaube alſo zunächſt den Beweis erbracht zu haben, daß 
der Beneficiat ſich in der Stellung eines Vaſallen befindet. 

Welches aber die Stellung eines Vaſallen iſt, das iſt ja hin. 
länglich bekannt. Von kleinen und unſcheinbaren Anfängen aus hat 
ſich das Recht des Vaſallen, des geiſtlichen und des weltlichen — ſie 
gehen pari passu — im Laufe der Jahrhunderte zu einem weit über 
das Nutznießungsrecht hinausgehenden, zu einem bis an das Eigen— 
thumsrecht hinanreichenden Benützungs⸗ und Nutzungsrechte erweitert. 
Die Lehenrechtsquellen ſprechen daher von dem Vaſallen als einem 
Berechtigten, der zwar nicht Eigenthümer iſt, der ſich aber in der 
Lage eines Eigenthümers befindet, der gleichſam ein Eigenthümer iſt; 
wie die Quellen ſagen: tamquam dominus. Er iſt fo viel wie ein Eigen⸗ 
thümer. Die mittelalterliche Theorie hat daraus das getheilte Eigenthum 
gemacht und hat dem Vaſallen das ſogenannte Nutzungseigenthum zu⸗ 
geſprochen, ein Recht alſo, welches darin beſteht, daß der Vaſall den 


Wohlthat“ bedeute, daß er aber nicht in dem ganzen Efgenthumsinhalt ausüben darf, daß er den ganzen Eigenthums⸗ 
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inhalt ausſchöpfen darf und daß dieſes Recht ſeine Grenze nur findet an | fer, liege alſo gerade der Beweis dafür, daß das Amt, nicht aber 


der Unzerſtörbarkeit des Rechtes des Eigenthümers. Die §88 357 und 
folgende des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſprechen von dieſem 
Nutzungseigenthume, und um für den Juriſten die Rubricirung und 
Kategoriſirung, wenn ich ſo ſagen darf, vorzunehmen, kann ich das, 
was ich bisher geſagt, kurz zuſammenfaſſen in dem Satze: Der welt⸗ 
liche Vaſall und ebenſo der geiſtliche Beneficiat find in der recht. 
lichen Poſttion nicht eines Nutznießers, ſondern in der eines Nutzungs⸗ 
eigenthümers. Daraus aber ergeben ſich alle jene Conſequenzen, die 
das wirklich geltende Recht bilden, und die von gar Niemandem 
bisher beſtritten wurden und auch gar nicht beſtritten werden können. 

Ich werde mir nun erlauben, in Kürze die Summe der Rechte 
anzuführen, die dem Beneficiaten zuſtehen und die eben in alledem 
beſtehen, was dem Nutznießer, dem ſimplen Uſufructuar verſagt iſt. 
Vor Allem iſt der Beneficiat Beſitzer. — Da nun aber dies gerade 
der beſtrittenſte Punkt in dieſer Materie iſt, und da ſich Alles um 
den Streit dreht, ob der Beneficiat Beſitzer iſt und als ſolcher das 
Wahlrecht hat, ſo werde ich mir erlauben, über dieſen Punkt ſpäter 
noch einige Worte vorzubringen. — Der Beneficiat hat ein Recht 
an der Subſtanz, er kaun mit der Subſtanz beliebige Veränderungen 
vornehmen, wozu der Nutznießer nicht berechtigt iſt, wenn er nur 
immer ih vor Augen hält, daß er mit dieſen Veränderungen keine 
Deterioration des Grundſtückes herbeiführen darf. Er darf den Acker 
in eine Wieſe, die Wieſe in einen Acker verwandeln, wenn es nur 
5 Nutzen der Subſtanz dient, was Alles der Uſufructuar nicht 
1 hat natürlich das Recht, die Früchte zu ziehen; 

werde ich ſpäter noch ein Wort mir zu ſagen erlauben. Der 


die phyſiſche Perſon der Beſitzer ſei. 

Nach meiner Ueberzeugung ſteht die Sache gerade umgekehrt. 
In dieſen Fällen wird nicht durch die Perſon das Amt, ſondern um⸗ 
gekehrt durch das Amt die Perſon bezeichnet. Falle dieſer Art kom⸗ 
men ja häufig genug vor, und dem Juriſten iſt es hinlänglich 
geläufig, daß wir das certa demonstratio nennen, indem wir durch 
Hervorhebung einer Eigenſchaft jene Perſon als die berechtigte be— 
zeichnen, bei der ſich zu einer beſtimmten Zeit die bezeichnete Eigen⸗ 
ſchaft individualiſirt und verwirklicht. Nehmen wir folgenden Fall an. 
Wenn Jemand in ſeinem Teſtamente ſagt: Der Bürgermeiſter der Stadt 
Wien ſoll ein Legat von ſo und ſo viel erhalten. Iſt das dann dem 
Amte vermacht? Doch wohl der Perſon! Alſo wer bekommt es? Jener, 
der zur Zeit des Todes des Erblaſſers Bürgermeiſter der Stadt Wien 
iſt. Hier wird alſo durch das Amt die Perſon bezeichnet. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


& 


In Friedhofsangelegenheiten liegt es in der Competenz der politi- 
chen Staatsbehörden, zu erkennen, daß ein beſtehender Friedhof 
zur weiteren Benützung nicht mehr geeignet ſei “). 


Die Bezirkshauptmanſchaft in Sp. hat unterm 10. Juni 1874 
dem Gemeindevorſteher v. T. gegenüber entſchieden, daß ſie bei dem 


Umſtande, als der Friedhof in T. viel zu klein, außerdem in der 


Beneficat hat aber auch ſogar ein wenngleich ſehr beſchränktes Ver⸗ 
äußerungs⸗- und Verfügungsrecht über die Subſtanz. Er kann und 
darf die Sache veräußern, freilich bloß mit Zuſtimmung der politiſchen und 
eventuell der kirchlichen Behörde. Aber tft denn der Fideicommißbe— 
ſitzer nicht in derſelben Lage? Der Fideicommißbeſitzer darf ja auch 
und zwar nur mit Zuſtimmung des Gerichtes veräußern. Auch er iſt 
als Rutzungseigenthümer in der Veräußerung beſchränkt, aber doch 
zu beſchränkter Veräußerung berechtigt, während der gewöhnliche, der 


techniſche Nutznießer dazu nie und nimmer berechtigt iſt. Daß dies 


geltendes Recht auch bei uns in Oeſterreich iſt, das iſt ja anerkannt 
durch den § 51 des Geſetzes vom 7. Mat 1874. Der Beueficiat 
daun, ferner Servituten auf das Gut legen, er hat die Activ- und 
Paſſivlegitimation in Anſehung des Grundſtückes und er kann 
alle mit dem Grundſtücke verbundenen Rechte ausüben, die der Nutz⸗ 
nießer nicht ausüben darf. So beſteht ja gar kein Zweifel darüber, 
daß der Beneficat das Patronats- und das Präſentationsrecht aus⸗ 
übt, wenn es mit dem Beneficialgut verbunden iſt. So gut nun, 
wie er dieſes Recht ausüben darf, ebenſo wird man, glaube ich, auch 
das Wahlrecht ihm zuſchreiben müſſen. 

Dafür, daß der Beneficiat nicht ein ſimpler Nutznießer iſt, daß 
man nicht fügen kann: Er iſt Nutznießer und nebenbei auch Bene— 
ficiat, daß alſo der Beneficiat in der That ein Nutzungseigenthümer 
iſt, dafür gibt es einen, wie ich glaube, ſehr draſtiſchen und ſchlagen— 
den Beweis — und das iſt die hin und wieder vorkommende Art 
der Eintragung in die öffentlichen Bücher. In manchen Kronländern 
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Va er „Pfarrhof“ eingetragen iſt ſondern der „je 
weilige Pfarrer“, der „Pfarrer“ ſchlechthin, der „Probſt“, der, Dom— 
probſt“, der „Erzbiſchof“, der „jeweilige Erzbiſchof“. Wenn nun 
dieſe Perſonen nur ein gewöhnliches Nutznießungsrecht hätten, ſo 
wäre dieſer Vorgang geradezu undenkbar und unmöglich. Denn das 
Recht des Nutznießers kommt, wie jedem Juriſten geläufig iſt, in das 
Laſteublatt; nie und nimmermehr aber kann der Nutznießer auf das 
Folium kommen, welches die Beſitz- und Eigenthumsrubrik darſtellt. 
Wird er nun doch in dieſes Folium eingetragen als jeweiliger Pfarrer 
als Pfarrer ſchlechthin, fo tft ja damit indirect der Beweis hinläng. 
lich geführt, daß er nicht Uſufructuar iſt, ſondern daß der jeweilige 
Pfarrer, der jeweilige Erzbiſchof ꝛc. Nutzungseigenthümer iſt. 

Dieſe hin und wieder vorkommende Eintragung hat denn auch 
dem Berichterſtatter der Minorität Schwierigkeiten bereitet. Er ſagt: 
Dieſe Bezeichnungsweiſe ſei unrichtig, man müſſe ſie richtig dahin 
verſtehen, daß damit eigentlich gar nicht die phyſiſche Perſon, ſondern 


Mitte der Ortſchaft und zwar in der unmittelbarſten Nähe von 
Wohnhaͤuſern und der Schule gelegen ſei, auch bei dem ſteinigen 
Boden kein Grab tiefer als 2 — 3 Schuh gegraben und dieſer 
Uebelſtand durch Aufführen von Erde viel zu ungenügend beſeitiget 
werden könne, an dem Auftrage zur Errichtung eines neuen außer— 
halb der Ortſchaft gelegenen Friedhofes feſthalten müſſe; der Gemeinde⸗ 
vorſteher habe daher das Nöthige einzuleiten und dafür zu ſorgen, 
daß binnen 2 Monaten die erſten Arbeiten zur Herſtellung eines 
nenen Friedhofes beginnen. 

Die Gemeinde T. ergriff den Recurs an die Landesregierung, 
welche Behörde nach Einvernehmung des Landesſanitätsrathes und 
nach deſſen Antrage, daß dem Recurſe der Gemeinde, beziehungsweiſe 
ihrem Vorſchlage auf Geſtattung der Abhilfe durch Aufführung ven 
Erde, ſowie dem alternativen Petitum um Sjährige Friſtgewährung zur 
Errichtung eines neuen Friedhofes keine Folge gegeben werde, eutſchied. 

Im Miniſterialrecurſe ſtellt die Gemeinde T. die ſanitätsge⸗ 
fährliche Lage des jetzigen Friedhofes, ſowie ſeinen ſchädlichen Ein— 
fluß auf die Geſundheit der Bevölkerung in Abrede. Ein neuer 
Friedhof, welcher der Pfarrgemeinde T. unerſchwingliche Laſten für 
ein Jahr auferlegen würde, ſei ganz unöthig, wenn der beſtehende 
Friedhof gegen Nordoſten eine Vergrößerung erhalte und durch Auf— 
führen von Erde die Gräber vertieft werden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. December 1874, 
3. 18.371 erkannt: „Dem Recurſe der Gemeinde T. wird aus den 
Motiven der angefochtenen und anbelangend die Competenz 
im § 2 lit. g des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. B. 
Nr. 68 begründeten Entſcheidung der Landesregierung keine 
Folge gegeben. Zugleich wird es der Landesbehörde überlaſſen, der 
Gemeinde T. zu der ihr nach § 3 lit. d des obigen Geſetzes 
im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe obliegenden Durch— 
führung der angeordneten Verfuͤgung eine den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechende Friſt zu beſtimmen.“ 


Zur Frage der grundbücherlichen Einverleibung behufs Sicherſtel⸗ 
lung von Seitens der politiſchen Behörde im Intereſſe öffentlicher 
Werke auferlegten Verbindlichkeiten. (§§ 12 und 31 des G. G.) 


Ve 

Die k. k. Finanzprocuratur noe. des Aerars hat auf Grund 
des Erkenntnifſes der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in S. vom 19. Au⸗ 
guft 1873, 3. 2019, worin den Eheleuten Michael und Anna B. 


) Vergl. die Mittbeilung in Nr. 52, S. 205 des Jahrganges 1874 dieſer 
Zeitſchrift. 


nur das Amt bezeichnet ſei, oder, wie er ſich ausdrückt, die unſterbliche 


Perſon“. In dieſer Form der Eintragung, die zwar nicht zu billigen 


) M. vergl. die Mittheilungen in Nr. 25, S. 98 des Jahrgangs 1874 dieſer 
Zeitſchrift. 


als Eigenthümern des Hauſes Nr. 10 in L. die Ausstellung eines auf 
die ihrem Haufe angrenzende Waſſerleitung Bezug habenden Verpflich- 
tungsreverſes oder aber die Sicherſtellung der diesfalls übernommenen 
Verbindlichkeiten bei ſonſtiger Execution aufgetragen wurde, um execu⸗ 
tive Einverleibung dieſer Verpflichtungen der jeweiligen Eigenthümer 
des Hauſes Nr. 10 in B. auf die letzterwähnte Realität zu Gunſten 
des k. k. Aerars angeſucht; ſie wurde jedoch mit Beſcheid des k. k. 
Bezirksgerichtes in H. vom 8. Jaͤnner 1874, 3. 17.140, abgewieſen, 
weil das obige Erkenntniß der politiſchen Behörde nur die Verpflich⸗ 
tung der Beſitzer des erwähnten Hauſes, den Verpflichtungsrevers aus⸗ 
zuſtellen, oder aber die Verbindlichkeiten ſicherzuſtellen, ausſpricht, wo⸗ 
zu dieſelben, wie es auch in dem Erkenntniſſe angedroht wurde, von 
der politiſchen Behörde verhalten werden können, und ein Erkenntniß 
einer competenten Behörde nicht vorliegt, welches die Sicherſtellung 
der fraglichen Verbindlichkeiten auferlegen würde. 

Ueber Recurs der k. k. Finanzprocuratur hat das k. k. öſt. 
Oberlandesgericht mit Erlaß vom 24. Februar 1874, 3. 3953, den an— 
gefochtenen Beſcheid beſtätigt, weil in dem dem Geſuche zu Grunde liegen— 
den bezirkshauptmannſchaftlichen Erkenntniſſe den Gegnern Michael und 
Anna B. die Erfüllung ihrer darin enthaltenen Verpflichtungen, bei 
ſonſtiger Anwendung der kaiſerl. Verordnung vom 24. April 1854, 
Nr. 96 R. G. Bl. angedroht wurde und das vorliegende Executions- 
begehren in den Vorſchriften dieſer Verordnung nicht begründet er⸗ 
ſcheint, abgeſehen davon daß das einzutragende Recht nicht im Sinne 
des $ 12 G. G. mit der geſetzlichen Bezeichnung beſtimmt angegeben 
wurde. Not. ⸗Ztg. 


Herordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 2. December 1874, 3. 18 004 mit Erinnerung 
an das vorgeſchriebene Vorgehen bezüglich der Vergütung der Koſten und Ergrei— 
fungsprämien bei Auslieferung von preußiſchen Deſerteuren. 


Es iſt der Fall vorgekommen, das eine k. k Bezirkshauptmannſchaft anläßlich 
der Auslieferung eines fahnenflüchtigen preußiſchen Soldaten von dem betreffenden 
Regimente die Vergütung der Verpflegs⸗ und Transportskoſten angeſprochen und auch 
erhalten, ſodann über Reclamation von Seite des Regiments-Commando's den 
Rückerſatz beſagter Koſten von der Vergütung der Fangprämie (8 fl. 40 kr.) abhängig 
gemacht hatte. 

Nachdem diefer Vorgang im Wider pruch mit dem, mit Preußen bezüglich 
der Vergütung der Koſten und Ergreifungsprämien bei Auslieferung von Deſerteurs 
getroffenen Uebereinkommen ſteht, ſo beehre ich mich Hochdenſelben den Erlaß des 
Staatsminiſteriums vom 8. December 1865 3. 23015/2179, mit welchem obiges 
Uebereinkommen intimirt wurde, mit dem Erſuchen in Erinnerung zu bringen, zur 
Hintanhaltung eines ähnlichen Verfahrens bei vorkommenden einſchlägigen Fällen 
die unterſtehenden Behörden im Sinne des bezogenen Erlaſſes gefälligſt neuerlich 
informiren zu wollen. 


Erlaß des Miniſteriums des Inuern vom 6. December 1874, 3. 16.689, in Betreff 
des Inhaltes der Kundmachungen beim Ausbruche der Rinderpeſt. 


Angeſichts der ſchweren Folgen, welche die Viehbeſißer dann treffen, wenn nach 
ämtlich kundgemachtem Ausbruch der Rinderpeſt im Lande von Erſcheinungen einer 
innerlichen Erkrankung an ihren Rindern nicht unverzüglich die Anzeige erſtattet 
wird, wird die k. . aufgefordert, ſobald fie nach § 29 des Seuchengeſetzes 
vom 29. Juni 1868, Nr. 118 R. G. B. in die Lage kommt, den Ausbruch der Rinder⸗ 
peſt im Lande öffentlich bekannt zu machen, in dieſe Kundmachung immer auch die 
Beſtimmung des $ 18 des obigen Geſetzes bezüglich der Verpflichtung zur unverzüg⸗ 
lichen Anzeige über Erſcheinungen einer innerlichen Erkrankung an Rindern, ſowie 
die Beſtimmung des § 32 über die Folgen der Unterlaſſung der unverzüglichen Anzeige 
aufzunehmen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 7. December 1874, 3. 18.088, in Vetreff der 
Anzeige von Concursausſchreihungen für erledigte vorbehaltene Dienſtpoſten in Ge- 
mäßheit des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. B. Nr. 60. 


Von der Direction einer Eiſenbahngeſellſchaft iſt die Anſicht ansgeſprochen 
worden, es könne aus dem Art. 8 der h. o. Verordnung vom 12. Juli 1872, R. G. B. 
Nr. 98 geſchloſſen werden, daß es genügt, wenn die Anzeige über Concursausſchrei⸗ 
bungen für erledigte vorbehaltene Dienſtpoſten entweder an das k. k. Reichs⸗Kriegs⸗ 
miniſterium oder an das Miniſterium für Landes vertheidigung erſtattet werde. 
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D ieſe Anſicht ift irrig, da der erſte Abſatz des bemerkten Artikels eben nur 
von der Art und Weite Spricht, in welcher die Ausſchreibung der erledigten vorbe⸗ 
haltenen Poſten dem Reichs-Kriegsminiſterium oder dem Landesvertheidigungs⸗ 
miniſterium, nämlich beiden gleichmäßig zur Kenntniß gebracht wird, und weil in dem 
unbedingt maßgebenden § 10 des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. B. Nr. 60 
die Mittheilung der Concursausſchreibung, und im Schlußſatze des obigen Artikels 
9 die Anzeige über eine etwaige kürzere Concursfriſt an die beiden genannten Mini⸗ 
ſterien vorgezeichnet iſt. 

Hievon werden Hochdieſelben über Erſuchen des Miniſteriums für Landes⸗ 
vertheidigung zur gefälligen geeigneten Verfügung in Kenntniß geſetzt. 


Erlaß des Minifters für Cultus und unterricht vom 29. Kovember 1874, 3. 6. 
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an alle Landeschefs, betreffend das Lorgehen in Kirchen- und Pfarrbaufallen. 


In Folge der wiederholten Wahrnehmung, daß in Kirchen- und Pfarrbau⸗ 
fällen auf gleichzeitige Ein-, Um⸗ oder Auspfarrungsverhandlungen nicht Rüctſicht 
genommen wird, woraus vielfacher Streit über die Concurrenzverbindlichke'ten 
entſteht, ſehe ich mich zu nachfolgenden Anordnungen bejtimmt: 

1. Während eine Ein-, Um: oder Auspfarrungsverhandlung ſchwebt 
Ausführung von Kirchen und Pfarrbaulichkeiten in den betheilig 5 
nach Thunlichkeit zu vermeiden. 

2. Läßt ſich die Ausführung des Baues nicht verichieben, ſo iſt auf die vor · 
bezeichnete Verhanblung Rückſicht zu nehmen und womöglich durch ein gütliches 
Uebereinkommen feſtzuſtellen, ob für den Fall des Zuſtandekommens der Ein-, Um- 
oder Auspfarrung die neueintretenden Pfarrangehörigen an der Baulaſt Theil zu 
nehmen haben oder die austretenden von derfelden befreit ſein follen 
3. Läßt ſich ein ſolches Uebereinkommen nicht erzielen, ſo iſt bei Entſcheidung 
über eine ftreitige Concurrenzpflicht innerhalb der katholiſchen Kirche zur Richtſchnur 
zu nehmen, daß nach § 20 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 zur 
Errichtung neuer Pfarrbezirke, ſowie zu einer Aenderung in der Abgränzung der 
beſtehenden die ſtaatliche Genehmigung erfordert wird und daß daher eine Ein-, Um⸗ 
oder Auspfarrung erft dann als vollzogen gilt, wenn die kirchliche, ſowie die ſtaatliche 
Zuſtimmung zu derſelben rechtskräftig ertheilt iſt. In gleicher Weiſe ift bei den 
anderen anerkannten Kirchen und Religionsgeſellſchaften darauf zu achten, ob alle für 
die Ein-, Um- oder Auspfarrung gefetzlich vorgeſchriebenen Vorausſetzungen, zu 
welchen regelmäßig auch die ſtaatliche Zuſtimmung gehört, eingetroffen ſind. 


iſt die 
ten Pfarrſprengeln 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Polizeicommiſſär Dr. Camillo 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Guſtav Legler in Markenbad 
das goldene Verdienftkreuz mit der Krone verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Emanuel Welzl ein Wien das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrath Wenzel 
Rechnungsdireetor und Vorſtand des Rechnungs⸗Departem 
Stattyalterei ernannt. 

Seine Majenät haben dem k. k. Schä 
Waffenmuſeums, Regierungsrathe O 
dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Inn rn bat den Bauadjuncten Sigmund Stu rm zum In- 
genieur für den Staatsbandienſt im Herzogthume Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Anton Andahazy 
zum Bezirkshauptmanne in Galizien ernannt. | 

Der Finanzminiſter hat den quiescirten ungariſchen Finanzrath Joſeph 
Pfiſterer zum Finanzrathe für den Bereich der galiziſchen Finanzdirection ernannt. 


Altenburger 


Breitenberg er zum 
ents bei der galiziſchen 


* itzmeiſter und Vorſtande des Hof- und 
uirin Leitner den Orden der eifernen Krone 


Erledigungen. 


Amanuenſisſtelle an der Grazer k. k. Univerſitäts- Bibliothek mit 600 fl. Ge⸗ 
halt und 240 fl. Activitätszulage bis 8. Februar. (Amtsbl. Nr. 15.) 

Finanz⸗Com miſſärsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit der neunten Rangsclaſſe 
und eine Finanzeoncipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. Februar, (Amts⸗ 
blatt Nr. 16) 

Officialsſtelle im k. k. Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 240 fl. Quartier⸗ 
geld, eventuell noch eine gleiche Steuͤe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Scriptorsſtelle an der k. k. Studienbibliothek in Olmütz mit der neunten 
ne 800 fl. Gehalt und 250 fl. Activitätszulage, bis 15. Februar. (Amtsbl. 
Nr. 17. 

Proviſoriſche Bezirks⸗Thierarztesſtele mit der zehnten Rangsclaſſe und dem 
Standorte Volosca in Iſtrien, bis 15. Februar. (Amtsbl. Nr. 19.) 


Dieſer Nummer liegt der Titel, das Inhalts verzeichniß 
und das alphabetiſche Sachregiſter zum Jahrgange 1874 der 
Zeitſchrift bei. 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


